
60. Jahrgang Nr. 26 Berlin, den 2. Juli 2004 A 3227 A

A b k ü r z u n g e n :  GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt für Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III,
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin

Gesetz- und
Verordnungsblatt �
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin · Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz

249

I n h a l t

24. 6. 2004 Fünftes Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2001-1; 2001-1-8

249

24. 6. 2004 Berliner Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Berliner Bodenschutzgesetz – Bln
BodSchG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2127-13; 753-1; 2001-1

250

24. 6. 2004 Gesetz zur Errichtung bezirklicher Ordnungsämter (OÄErrG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2020-1; 2011-1; 2011-3; 454-2; 2011-1-5; 2010-1; 2132-2; 630-6

253

24. 6. 2004 Gesetz zu Artikel 10 Abs. 2 der Verfassung von Berlin (Gleichberechtigung von Menschen unterschied-
licher sexueller Identität) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2038-2; 2162-1; 2030-1; 2035-1; 221-11; 312-1

256

24. 6. 2004 Erstes Gesetz zur Änderung des Rettungsdienstgesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2127-5

257

27. 4. 2004 Verordnung über die Verlängerung der Veränderungssperre X – 123 / 32 im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil
Zehlendorf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 260

Fünftes Gesetz
zur Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Vom 24. Juni 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Nummer 15 Abs. 3 der Anlage zum Allgemeinen Zuständigkeits-
gesetz in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zu-
letzt durch § 5 des Gesetzes vom 9. Dezember 2003 (GVBl. S. 589,
604) geändert worden ist, erhält folgende Fassung:

„(3) Familienförderung einschließlich der Zentralen Vormund-
schafts- und Unterhaltsvorschusskasse (ZVK/UVK) mit Ausnahme
des Erziehungs- und Familiengeldes und der Leistungen von Unter-
haltsvorschuss und Unterhaltssicherung nach Bundesrecht.“

Artikel II

§ 1 Nr. 5 der Verordnung über die Zuständigkeit für einzelne
Bezirksaufgaben vom 5. Dezember 2000 (GVBl. S. 513), die durch
Artikel VI des Gesetzes vom 5. Dezember 2003 (GVBl. S. 574) ge-
ändert worden ist, erhält folgende Fassung:

„5. der Bezirk Tempelhof-Schöneberg für das Fundbüro für
Berlin,“.

Artikel III

Die auf Artikel II beruhenden Teile der dort geänderten Rechts-
verordnung können auf Grund der einschlägigen Ermächtigung
durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel IV

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t



250 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 60. Jahrgang Nr. 26 2. Juli 2004

Berliner Gesetz
zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes

(Berliner Bodenschutzgesetz – Bln BodSchG)

Vom 24. Juni 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

§ 1 Zweck des Gesetzes, Pflichten der Behörden und anderer öf-
fentlicher Planungsträger

§ 2 Melde- und Auskunftspflicht, Baueinstellung

§ 3 Duldungspflicht

§ 4 Ergänzende Vorschriften für schädliche Bodenveränderun-
gen und Verdachtsflächen

§ 5 Behördliche Anordnungen

§ 6 Bodeninformationssystem

§ 7 Datenverarbeitung

§ 8 Sachverständige und Untersuchungsstellen

§ 9 Ordnungswidrigkeiten

§ 10 Änderung des Berliner Wassergesetzes

§ 11 Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

§ 12 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Anlage (zu § 6 Abs. 2 Satz 4)

§ 1
Zweck des Gesetzes, Pflichten der Behörden

und anderer öffentlicher Planungsträger

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, in Ausführung und Ergänzung
des Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 17. März 1998 (BGBl. I
S. 502), geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. September
2001 (BGBl. I S. 2331), Vorschriften zum Schutz des Bodens im
Land Berlin zu schaffen.

(2) Behörden und sonstige Einrichtungen des Landes Berlin sowie
die landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts, die nicht am Wettbewerb teilnehmen, haben
bei Planungen, Baumaßnahmen und sonstigen eigenen Vorhaben vor
der Inanspruchnahme von nicht versiegelten, baulich nicht veränder-
ten oder unbebauten Flächen zu prüfen, ob statt- dessen eine Wieder-
nutzung von ehemals genutzten oder bereits versiegelten, baulich
veränderten oder bebauten Flächen möglich ist.

(3) Die in Absatz 2 genannten Stellen teilen ihre Kenntnis oder ih-
ren Verdacht vom Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung
oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde mit.

§ 2
Melde- und Auskunftspflicht, Baueinstellung

(1) Die in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ge-
nannten Personen sind verpflichtet, Anhaltspunkte für das Vorliegen
einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast auf dem Grund-
stück unverzüglich der zuständigen Behörde zu melden. Treten im
Zuge von Baumaßnahmen, Baugrundsondierungen, Ausschachtun-
gen oder ähnlichen Eingriffen in den Untergrund konkrete Anhalts-
punkte für schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten auf, so
sind auch der Bauherr und der Bauleiter zur Meldung verpflichtet. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 kann die zuständige Behör-
de anordnen, dass die Maßnahmen in dem betroffenen Bereich bis
zur Freigabe einzustellen sind. Die Verweigerung der Freigabe darf
nur in besonderen Ausnahmefällen damit begründet werden, dass
die Prüfungen noch nicht abgeschlossen oder weitere Prüfungen er-
forderlich sind. Wird die Freigabe nicht innerhalb von zwei Wochen
nach Vorlage prüffähiger Unterlagen gemäß Absatz 3 ausdrücklich
verweigert, so gilt sie als erteilt.

(3) Die in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ge-
nannten Personen sind verpflichtet, der zuständigen Behörde und de-
ren Beauftragten zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Bun-
des-Bodenschutzgesetz, diesem Gesetz und den auf Grund dieser
Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und Unterlagen zur Einsicht vorzulegen. Die Ver-
pflichteten nach Satz 1 können die Vorlage von solchen Unterlagen
oder die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Herausgabe
oder Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

§ 3

Duldungspflicht

(1) Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen
Gewalt über ein Grundstück sind verpflichtet, der zuständigen
Behörde und deren Beauftragten zur Wahrnehmung der Aufgaben
nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz, diesem Gesetz und den auf
Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen den Zutritt
zu Grundstücken sowie während der Geschäfts- oder Betriebszeiten
den Zutritt zu Geschäfts- und Betriebsräumen zu gestatten und
die Vornahme von Ermittlungen, insbesondere die Entnahme von
Boden-, Wasser-, Bodenluft-, Deponiegas- und Aufwuchsproben,
und die Errichtung von Messstellen zu dulden.

(2) Zur Verhütung einer dringenden Gefahr für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung ist auch das Betreten von Wohnungen und
das Betreten von Geschäfts- und Betriebsräumen außerhalb von
Geschäfts- und Betriebszeiten zu gestatten sowie die Vornahme von
Ermittlungen im Sinne von Absatz 1 in diesen Räumen unverzüglich
zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 28 Abs. 2 der Verfassung von
Berlin) wird insoweit eingeschränkt.

(3) Bei Ausübung der Befugnisse nach den Absätzen 1 und 2 ist
auf die berechtigten Belange des Grundstückseigentümers und des
Inhabers der tatsächlichen Gewalt Rücksicht zu nehmen. Soweit die-
sen durch die Ausübung der Befugnisse nach den Absätzen 1 und 2
ein Schaden entsteht, ist ihnen ein angemessener Ausgleich entspre-
chend den §§ 60 und 62 bis 65 des Allgemeinen Sicherheits- und
Ordnungsgesetzes vom 14. April 1992 (GVBl. S. 119), das zuletzt
durch Artikel I des Gesetzes vom 8. April 2004 (GVBl. S. 175) ge-
ändert worden ist, zu gewähren. Dies gilt nicht, wenn sie gleichzeitig
Verpflichtete nach § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes sind oder Anlass zu den behördlichen Maßnahmen gegeben
haben.

§ 4

Ergänzende Vorschriften für schädliche
Bodenveränderungen und Verdachtsflächen

(1) Bei schädlichen Bodenveränderungen, von denen auf Grund
von Art, Ausbreitung oder Menge der Schadstoffe in besonderem
Maße Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen
für den Einzelnen oder die Allgemeinheit ausgehen, kann die zustän-
dige Behörde Sanierungsuntersuchungen, die Erstellung von Sanie-
rungsplänen und die Durchführung von Eigenkontrollmaßnahmen
verlangen. Die §§ 13, 14 und 15 Abs. 2 und 3 sowie § 24 des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes und § 6 in Verbindung mit Anhang 3 der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999
(BGBl. I S. 1554) gelten entsprechend.

(2) Die zuständigen Behörden erfassen nach pflichtgemäßem Er-
messen schädliche Bodenveränderungen und Verdachtsflächen. Da-
bei sind die für die Erforschung und Abwehr von Gefahren und die
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für die Feststellung der Ordnungspflichtigen benötigten Daten, Tat-
sachen und Erkenntnisse zu sammeln und aufzubereiten. Zu ermit-
teln sind insbesondere Angaben über Lage, Größe, Nutzung, Eigen-
tumsverhältnisse, mögliche Belastungsursachen und Gefährdungen.

§ 5

Behördliche Anordnungen

Zur Erfüllung der Pflichten aus diesem Gesetz und aus der auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung kann die zu-
ständige Behörde die erforderlichen Anordnungen treffen.

§ 6

Bodeninformationssystem

(1) Bei der für Bodenschutz zuständigen Senatsverwaltung wird
zum Schutz des Bodens und zur nachhaltigen Sicherung seiner
Funktionen ein Bodeninformationssystem eingerichtet. Das Boden-
informationssystem ist die Informationsgrundlage für die Bearbei-
tung bodenschutzrelevanter Aufgabenstellungen in der Berliner Ver-
waltung. Es umfasst Daten, die von staatlichen oder sonstigen öf-
fentlichen Stellen oder im privaten Auftrag erhoben worden sind.
Datenpflege und Aktualisierung des Bodeninformationssystems er-
folgen durch die jeweils fachlich zuständige Stelle. Das Bodeninfor-
mationssystem verwendet das Basisinformationssystem gemäß § 6a
des Gesetzes über das Vermessungswesen in Berlin in der Fassung
vom 9. Januar 1996 (GVBl. S. 56), das durch Artikel L des Gesetzes
vom 16. Juli 2001 (GVBl. S. 260) geändert worden ist, als Grund-
lage.

(2) Wesentlicher Teil des Bodeninformationssystems ist das Bo-
denbelastungskataster. Das Bodenbelastungskataster umfasst Daten
über Flächen und deren ehemalige und aktuelle Nutzungen. Im
Bodenbelastungskataster werden Daten geführt über
1. altlastenverdächtige Flächen,

2. Altlasten,

3. Flächen mit schädlichen Bodenveränderungen,
4. Verdachtsflächen,

5. Flächen, die auf schädliche Bodenveränderungen untersucht
wurden und nicht den Nummern 1 bis 4 zuzuordnen sind,

6. Flächen, die nach Untersuchung vom Verdacht auf schädliche
Bodenveränderung befreit wurden,

7. Flächen, für die das Entstehen einer schädlichen Bodenverände-
rung zu besorgen ist. 

Die Art der im Bodenbelastungskataster geführten Daten ergibt sich
aus der Anlage.

(3) Zur Erfüllung der Gesetzesaufgaben kann die zuständige
Senatsverwaltung das Bodeninformationssystem durch weitere
Fachdatenbanken ergänzen, die der Erfassung und Verarbeitung von
Untersuchungsdaten über die physikalische, chemische, geologische
und biologische Beschaffenheit des Bodens dienen.

§ 7

Datenverarbeitung

(1) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die zu-
ständigen Stellen ist zulässig, soweit dies für die Erfüllung der ihnen
nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz, diesem Gesetz und der auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung übertragenen
Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die für die Aufgabenerfüllung der zuständigen Stellen nach
diesem Gesetz erforderlichen personenbezogenen Daten sind grund-
sätzlich bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis zu erheben.
Die betroffene Person ist zur Auskunft verpflichtet. Die Melde-
pflichten nach § 2 bleiben davon unberührt.

(3) Bei Dritten dürfen personenbezogene Daten ohne Kenntnis der
betroffenen Person erhoben werden, wenn die Erhebung bei der be-
troffenen Person

1. nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist oder
2. einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und

schutzwürdige Belange der betroffenen Person dem nicht entge-
genstehen oder

3. die Erfüllung der Aufgaben gefährden würde.

(4) Daten, die zu einem anderen Zweck rechtmäßig erhoben wur-
den, dürfen von der zuständigen Stelle zur Führung des Bodeninfor-
mationssystems gespeichert und genutzt werden, wenn sie auch zu
diesem Zweck hätten erhoben werden dürfen.

(5) Daten, die von Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen
im Rahmen ihrer rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gespeichert wer-
den, sind der zuständigen Stelle nach diesem Gesetz auf Anforde-
rung zur Verfügung zu stellen.

(6) Die Übermittlung der im Rahmen dieses Gesetzes anfallenden
Daten an andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen ist zuläs-
sig, soweit dies zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung des Empfän-
gers erforderlich ist. Die Übermittlung an Personen und an andere
Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn
der Empfänger für eine Behörde oder sonstige öffentliche Stelle tätig
wird oder ein berechtigtes Interesse am Erhalt der Daten glaubhaft
macht. Dabei ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass
die Daten nicht für andere Zwecke genutzt oder an Dritte weiterge-
geben werden.

(7) Für die Übermittlung von personenbezogenen Daten an andere
Behörden und sonstige öffentliche Stellen ist die Einrichtung eines
automatisierten Abrufverfahrens zulässig. Die Einzelheiten werden
vom Senat in einer Rechtsverordnung gemäß § 15 Abs. 2 des Ber-
liner Datenschutzgesetzes in der Fassung vom 17. Dezember 1990
(GVBl. 1991 S. 16, 54), das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes
vom 2. Oktober 2003 (GVBl. S. 486) geändert worden ist, festge-
setzt. Bei der Datenübermittlung sind die schutzwürdigen Belange
der betroffenen Person zu berücksichtigen.

(8) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Berliner Datenschutz-
gesetzes.

§ 8

Sachverständige und Untersuchungsstellen

(1) Die für den Bereich Bodenschutz zuständige Senatsverwal-
tung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Anforderungen
an die Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung
der Sachverständigen und Untersuchungsstellen, die Aufgaben nach
dem Bundes-Bodenschutzgesetz oder nach diesem Gesetz und den
auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen wahrneh-
men, zu regeln. In der Rechtsverordnung können auch das Verfahren
zum Nachweis der Anforderungen, die Art und der Umfang der von
den Sachverständigen und den Untersuchungsstellen wahrzuneh-
menden Aufgaben, die Vorlage der Ergebnisse ihrer Tätigkeit, die
von Sachverständigen oder den Leitern der Untersuchungsstellen zu
erfüllenden persönlichen Voraussetzungen sowie sonstige bei Aus-
übung ihrer Tätigkeit einzuhaltende Verpflichtungen geregelt werden.

(2) Sachverständige und Untersuchungsstellen, die nachweisen,
dass sie den in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten
Anforderungen genügen, werden auf Antrag zugelassen. Die Zulas-
sung soll befristet werden, sie kann auf bestimmte Aufgabenberei-
che beschränkt, mit weiteren Nebenbestimmungen versehen sowie
widerrufen werden. Das Zulassungsverfahren, die Bekanntgabe der
zugelassenen Sachverständigen und Untersuchungsstellen sowie die
Voraussetzungen für den Widerruf der Zulassung können in der
Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt werden.

(3) Vergleichbare Zulassungen anderer Bundesländer gelten auch
im Land Berlin. Näheres kann in der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 geregelt werden.

(4) Die für den Bereich Bodenschutz zuständige Senatsverwal-
tung darf zuverlässige Dritte mit der Zulassung von Sachverständi-
gen und Untersuchungsstellen beauftragen. Näheres kann in der
Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt werden.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 2 eine Meldung nicht oder nicht unverzüglich erstat-
tet, Auskünfte nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig erteilt oder Unterlagen nicht, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig zur Einsicht vorlegt;
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2. entgegen § 3 Abs. 1 und 2 den Zutritt nicht gestattet oder sons-
tigen Duldungspflichten nicht nachkommt;

3. einer Rechtsverordnung nach § 8 oder einer vollziehbaren An-
ordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwider-
handelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
50 000 Euro geahndet werden.

§ 10

Änderung des Berliner Wassergesetzes

Das Berliner Wassergesetz in der Fassung vom 3. März 1989
(GVBl. S. 605), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Oktober 2003
(GVBl. S. 498), wird wie folgt geändert:
1. § 23a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird vor den Worten „in das Grundwasser“ das
Wort „unmittelbar“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Meldepflichtig sind die nach § 4 Abs. 3 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes Verpflichteten.“

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3.
e) Der neue Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

2. § 113a wird aufgehoben.

§ 11

Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Nummer 11 der Anlage zum Allgemeinen Zuständigkeitsgesetz
in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt
durch Gesetz vom 24. Juni 2004 (GVBl. S. 249) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Umweltschutz und Naturschutz, Grünanlagen, Forsten, Klein-
gärten, Denkmalschutz und Denkmalpflege, Bodenschutz“.

2. Es wird folgender Absatz 11 angefügt:
„(11) Durchführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes, des

Berliner Bodenschutzgesetzes sowie der auf diesen Gesetzen
beruhenden Rechtsverordnungen.“

§ 12

Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt das Berliner
Bodenschutzgesetz vom 10. Oktober 1995 (GVBl. S. 646) außer
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

A n l a g e  (zu § 6 Abs. 2 Satz 4)

In einem Bodenbelastungskataster werden insbesondere folgende
Informationen über die in § 6 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 bis 7 aufgeführten
Flächen erfasst:

1. räumliche Identifikation,

2. Art der Bodenbelastung (gegebenenfalls branchenbezogen),

3. Ablagerungsarten und -mengen,

4. aktuelle und frühere Nutzungen,

5. vorliegende Gutachten,

6. allgemeine Hinweise auf geologische und hydrogeologische
Standortbedingungen,

7. auf der Fläche befindliche oder angrenzende Schutzgebiete,

8. auf der Fläche befindliche oder angrenzende empfindliche Nut-
zungen,

9. Ergebnisse gemäß der Bewertung nach der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung,

10. verwaltungstechnische Ordnungsmerkmale und

11. Angaben zu Art und Umfang von Sicherungs- und Sanierungs-
maßnahmen sowie ordnungsbehördlicher Auflagen zu Nut-
zungsbeschränkungen.

Bestandteil des Bodenbelastungskatasters sind Standortkarten im
Maßstab 1 : 5 000 sowie Übersichtskarten im Maßstab 1 : 25 000, in
denen die entsprechenden Flächen abgegrenzt sind.
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Gesetz
zur Errichtung bezirklicher Ordnungsämter (OÄErrG)

Vom 24. Juni 2004 

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes

§ 37 des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 28. Fe-
bruar 2001 (GVBl. S. 61), das durch Gesetz vom 27. September
2001 (GVBl. S. 521) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 10 wird der abschließende Punkt durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummer 11 angefügt:

„11. Ordnungsamt.“

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„Leistungs- und Verantwortungszentren, deren Aufgabenbe-
reiche überwiegend aus Ordnungsangelegenheiten bestehen,
können mit dem Ordnungsamt zusammengelegt werden.“

2. Es werden die folgenden neuen Absätze 5 und 6 eingefügt:

„(5) In den Ordnungsämtern werden insbesondere die Ord-
nungsaufgaben zusammengefasst, die die Sicherstellung der
Ordnung im öffentlichen Raum betreffen.

(6) Für Angelegenheiten, bei denen in der Regel ordnungs-
rechtliche Genehmigungen von mehreren Stellen eingeholt wer-
den müssen, wird eine zentrale Anlauf- und Beratungsstelle ein-
gerichtet, die die zügige Bearbeitung fördert und die Einhaltung
der Bearbeitungsfristen überwacht. Die zentrale Anlauf- und Be-
ratungsstelle kann mit der Beratungsstelle des Bürgeramts ver-
bunden werden.“

3. Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden die neuen Absätze 7 bis 9.

Artikel II

Änderung des Allgemeinen
Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Das Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsgesetz vom 14. April
1992 (GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes
vom 8. April 2004 (GVBl. S. 175), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Der Senat kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass
die den bezirklichen Ordnungsbehörden durch dieses Gesetz und
andere Gesetze zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse für die
Dienstkräfte im Außendienst einheitlich geregelt und beschränkt
werden. Durch die Rechtsverordnung können unterschiedliche
Regelungen für Dienstkräfte im Parkraumüberwachungsdienst,
für Dienstkräfte im Rahmen des Verkehrsüberwachungsdienstes
und für Dienstkräfte im Rahmen des allgemeinen Ordnungs-
dienstes getroffen werden. Durch die Rechtsverordnung ist fer-
ner die Ausrüstung der Dienstkräfte entsprechend den ihnen zu-
gewiesenen Aufgaben und Befugnissen einheitlich zu regeln. In
der Rechtsverordnung ist der Gebrauch bestimmter Ausrüs-
tungsgegenstände für Notwehr und Nothilfe auf Grund des § 32
des Strafgesetzbuches und des § 227 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches für die Dienstkräfte im Rahmen des Verkehrsüberwa-
chungsdienstes sowie die Dienstkräfte im Rahmen des allgemei-
nen Ordnungsdienstes der bezirklichen Ordnungsämter zu be-
grenzen.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Die Bezirksämter stellen dem Polizeipräsidenten in
Berlin auf dessen Ersuchen im Wege der Amtshilfe die ihnen
zugeordneten Dienstkräfte im Verkehrsüberwachungsdienst

zur Verfügung. Die Dienstkräfte werden hierbei im Rahmen
der ihnen allgemein eingeräumten Befugnisse tätig.“

3. Die Anlage (Zuständigkeitskatalog Ordnungsaufgaben) wird
wie folgt geändert:
a) In Nummer 5 Abs. 2 wird die Angabe „(Nr. 33 Abs. 8)“

durch die Angabe „(Nr. 33 Abs. 7)“ ersetzt. 
b) In Nummer 10 Abs. 9 wird die Angabe „(Nr. 23 Abs. 9)“

durch die Angabe „(Nr. 23 Abs. 8)“ ersetzt.
c) In Nummer 11 erhält der abschließende Teilsatz folgende

Fassung:
„soweit nicht der Polizeipräsident in Berlin (Nr. 23 Abs. 5),
das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und
technische Sicherheit Berlin (Nr. 24), das Landeseinwohner-
amt Berlin (Nr. 33 Abs. 8) oder die Verkehrslenkung Berlin
(Nr. 35) zuständig sind.“

d) Nummer 12 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 3 wird aufgehoben.
bb) Die bisherigen Absätze 4 bis 11 werden die neuen Absät-

ze 3 bis 10.

e) Nummer 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) die Ordnungsaufgaben nach § 27 Abs. 1 des Kreislauf-

wirtschafts- und Abfallgesetzes, mit Ausnahme von Maßnah-
men gegen Betreiber von Anlagen, die nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung be-
dürfen, die Ordnungsaufgaben nach der Verordnung über die
Entsorgung von Abfällen außerhalb dafür zugelassener An-
lagen oder Einrichtungen (Abfallentsorgungsanlagen), die
Überwachung der Getrennthaltung von gewerblichen Sied-
lungsabfällen gemäß den §§ 3, 4 und 7 der Gewerbeabfallver-
ordnung, mit Ausnahme von Maßnahmen gegen Betreiber
von Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
oder dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Ge-
nehmigung oder Planfeststellung bedürfen, die Überwachung
der Rücknahmepflicht für Umverpackungen gemäß § 5 der
Verpackungsverordnung und die Überwachung der Pfand-
erhebungspflicht für Einweggetränkeverpackungen gemäß
§ 8 der Verpakkungsverordnung;“.

f) Nummer 19 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 3 Buchstabe a und b erhält folgende Fassung:
„a) der Schutz der Sonn- und Feiertage und die Ertei-

lung von Ausnahmen von den zum Schutz der Sonn-
und Feiertage erlassenen Verboten nach der Feier-
tagsschutzverordnung,

b) die Bewilligung von Ausnahmen vom Verbot der
Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen nach § 13
Abs. 3 Nr. 2 des Arbeitszeitgesetzes, vom allgemei-
nen Ladenschluss nach § 23 Abs. 1 des Gesetzes
über den Ladenschluss bei Beschränkung des Anlas-
ses auf einen Bezirk sowie für den Verkauf außer-
halb fester Verkaufsstellen nach § 20 Abs. 2a des
Gesetzes über den Ladenschluss,“.

bb) In Absatz 4 wird der abschließende Punkt durch ein
Semikolon ersetzt.

cc) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) die Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoff-
gesetz, soweit sie betreffen
a) den nichtgewerblichen Umgang und nichtgewerb-

lichen Verkehr mit pyrotechnischen Gegenständen,
mit Ausnahme der Erteilung von Erlaubnissen nach
§ 27 des Sprengstoffgesetzes,
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b) die gewerbliche Überlassung pyrotechnischer Ge-
genstände an andere zum nichtgewerblichen Um-
gang.“

g) Nummer 21 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a wird die Angabe „(Nr. 23 Abs. 7)“ durch
die Angabe „(Nr. 23 Abs. 6)“ ersetzt.

bb) In Buchstabe b wird die Angabe „Nr. 12 Abs. 3 und 4“
durch die Angabe „Nr. 12 Abs. 3“, die Angabe „Nr. 23
Abs. 2 und 6“ durch die Angabe „Nr. 23 Abs. 1 und 5“
und die Angabe „Nr. 33 Abs. 9“ durch die Angabe
„Nr. 33 Abs. 8“ ersetzt.

cc) In Buchstabe e wird die Angabe „(Nr. 12 Abs. 7)“ durch
die Angabe „(Nr. 12 Abs. 6)“ und die Angabe „(Nr. 23
Abs. 7)“ durch die Angabe „(Nr. 23 Abs. 6)“ ersetzt.

dd) Buchstabe g erhält folgende Fassung:

„g) die Festsetzung von Messen, Ausstellungen, Groß-
märkten, Wochenmärkten, Spezialmärkten, Jahr-
märkten und Volksfesten; die Untersagung der
Teilnahme von Ausstellern und Anbietern an diesen
Veranstaltungen; die Aufsicht auf den Wochenmärk-
ten,“.

h) Nummer 22b wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 2 Buchstabe f wird der abschließende Punkt
durch ein Semikolon ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Absätze 3 bis 6 eingefügt:

„(3) die straßenverkehrsbehördlichen Maßnahmen im
untergeordneten Straßennetz, soweit nicht die Verkehrs-
lenkung Berlin (Nr. 35 Abs. 3) zuständig ist;

(4) im übergeordneten Straßennetz die Anordnung von

a) Haltverboten für Lieferzwecke, Umzüge und ähn-
liche Bedürfnisse,

b) Überholverboten,
c) Sicherungsmaßnahmen an Brücken und Bahnüber-

gängen,
d) Radwegen mit Benutzungspflicht,
e) Radfahr- und Schutzstreifen sowie Radverkehrsan-

lagen,
f) Parkraumbewirtschaftungsgebieten,
g) Fußgängerzonen,
h) Taxenständen,
i) Maßnahmen für den ruhenden Verkehr einschließ-

lich Behindertenparkplätzen,
j) Maßnahmen zur Sicherung von Einfahrten, abge-

senkten Gehwegen oder Parkflächen,
k) Maßnahmen zum Gewässerschutz und aus Gründen

des Arten- und Biotopschutzes
sowie die Durchführung von Verkehrsschauen für diese
Anordnungen;

(5) im übergeordneten Straßennetz die Ausgabe von
Bewohnerparkausweisen nach § 45 Abs. 1b Nr. 2a der
Straßenverkehrs-Ordnung;

(6) im übergeordneten Straßennetz die Erteilung von
Erlaubnissen sowie die Genehmigung von Ausnahmen

a) nach § 29 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung für
Veranstaltungen auf Gehwegen ohne Auswirkungen
auf den Fahrzeugverkehr,

b) nach § 46 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4, 4a, 4b, 5, 5a, 5b, 6, 8, 9,
10 und 12 der Straßenverkehrs-Ordnung sowie nach
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz,

c) nach § 46 Abs. 1 Nr. 7 der Straßenverkehrs-Ordnung
und nach der Ferienreiseverordnung, soweit sie nicht
Großveranstaltungen nach § 29 Abs. 2 oder den
Großraum- und Schwerverkehr nach § 29 Abs. 3 der
Straßenverkehrs-Ordnung betreffen,

d) nach § 46 Abs. 1 Nr. 11 der Straßenverkehrs-Ord-
nung, soweit sie nicht Bussonderfahrstreifen betref-
fen.“

i) Nummer 23 wird wie folgt geändert:

aa) Die Überschrift zu Absatz 1 und der Absatz 1 werden
aufgehoben.

bb) Die bisherigen Absätze 2 bis 9 werden die neuen Absätze
1 bis 8.

cc) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) die Durchführung von Verkehrskontrollen und die
Erstellung von Kontrollberichten nach den §§ 4, 5 und 6
der Verordnung über technische Kontrollen von Nutz-
fahrzeugen auf der Straße.“

j) Nummer 24 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoffgesetz,
soweit nicht die für Soziales zuständige Senatsverwaltung
(Nr. 4 Abs. 3), die Bezirksämter (Nr. 19 Abs. 5 und Nr. 21
Abs. 2 Buchstabe n) oder das Landesbergamt (Nr. 30 Abs. 2)
zuständig sind;“.

k) Nummer 33 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 6 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Absätze 7 bis 10 werden die neuen Absät-
ze 6 bis 9.

l) Nach Nummer 34 wird die folgende Nummer 35 eingefügt:

„Nr. 35

Verkehrslenkung Berlin

Zu den Ordnungsaufgaben der Verkehrslenkung Berlin ge-
hören:

(1) die Aufgaben der höheren Verwaltungsbehörde nach
der Straßenverkehrs-Ordnung einschließlich der Wahrneh-
mung des Weisungsrechts und der sonstigen Rechte nach
§ 44 Abs. 1 Satz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung;

(2) die Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde im überge-
ordneten Straßennetz, soweit nicht die Bezirksämter (Nr. 22b
Abs. 4 bis 6) zuständig sind;

(3) die Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde im unterge-
ordneten Straßennetz bei Maßnahmen mit Auswirkungen auf
das übergeordnete Netz sowie bei

a) allgemeinen verkehrlichen Maßnahmen und Sicherheits-
maßnahmen im Zusammenhang mit Bundesbehörden,
parlamentarischen Einrichtungen, diplomatischen und
konsularischen Vertretungen und sonstigen besonders
gefährdeten Objekten,

b) Maßnahmen zur Beschleunigung des ÖPNV und des
Wirtschaftsverkehrs sowie bei Maßnahmen im Zusam-
menhang mit Straßenbahnen und der Linienführung des
ÖPNV einschließlich der dafür erforderlichen Anord-
nungen,

c) Maßnahmen für überörtliche Radwegeführungen,

d) Maßnahmen im Zusammenhang mit der Wegweisung
und Wegeleitsystemen,

e) Maßnahmen zur Erforschung des Unfallgeschehens, des
Verkehrsverhaltens, der Verkehrsabläufe sowie zur
Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrs-
regelnder Maßnahmen,

f) Verkehrsbeeinflussungsanlagen einschließlich der Park-
leitsysteme,

g) der Anordnung von Lichtzeichenanlagen sowie von
lichtsignaltechnischen Maßnahmen einschließlich der
flankierenden Maßnahmen,

h) der Erteilung von Erlaubnissen und Ausnahmegenehmi-
gungen im Zusammenhang mit Filmdreharbeiten;

(4) die Bestimmung des Fahrweges für den Militärverkehr
und nach § 7 der Gefahrgutverordnung Straße und Eisen-
bahn;

(5) Verkehrsbeschränkungen und -verbote nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz, dem Energiesicherungsgesetz
1975 und dem Bundesleistungsgesetz;
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(6) die Aufgaben zur Steuerung und Lenkung des Straßen-
verkehrs, insbesondere durch Lichtzeichen und Verkehrs-
beeinflussungsanlagen (Verkehrsregelungszentrale);

(7) die Aufgaben der Landesmeldestelle für Verkehrswarn-
dienst.“

m) Die bisherige Nummer 35 wird Nummer 36.

n) Im einleitenden Teilsatz der neuen Nummer 36 wird die An-
gabe „1 bis 34“ durch die Angabe „1 bis 35“ ersetzt.

Artikel III

Änderung des Gesetzes über die Anwendung
unmittelbaren Zwanges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt

durch Vollzugsbeamte des Landes Berlin

§ 3 Nr. 6 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwan-
ges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des
Landes Berlin vom 22. Juni 1970 (GVBl. S. 921), das zuletzt durch
Artikel II des Gesetzes vom 10. Februar 2003 (GVBl. S. 67) geän-
dert worden ist, erhält folgende Fassung:

„6. die sonstigen Bediensteten, insbesondere die Dienstkräfte im
Rahmen des allgemeinen Ordnungs- und Verkehrsüberwa-
chungsdienstes der bezirklichen Ordnungsämter, die mit der
Anwendung des Verwaltungszwanges beauftragt sind.“

Artikel IV

Änderung der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

§ 1 der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten vom 29. Februar
2000 (GVBl. S. 249), die durch Artikel VIII des Gesetzes vom
20. November 2002 (GVBl. S. 346) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In Nummer 1 werden folgende Buchstaben d bis f angefügt:

„d) für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des
Straßenverkehrsgesetzes für den ruhenden Verkehr und de-
ren Ahndung durch Verwarnungen,

e) für Ordnungswidrigkeiten nach § 12 des Teledienstegesetzes
vom 22. Juli 1997 (BGBl. I S. 1870), zuletzt geändert durch
Artikel 1 und 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 14. Dezember 2001
(BGBl. I S. 3721), in der jeweils geltenden Fassung,

f) für Ordnungswidrigkeiten nach § 334 Abs. 1 des Handels-
gesetzbuches,“.

2. Nummer 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) für Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 24, 24a des Straßen-
verkehrsgesetzes,“.

Artikel V

Änderung der Verordnung über die Wahrnehmung bestimmter
polizeilicher Aufgaben durch Dienstkräfte der Polizei

Die Verordnung über die Wahrnehmung bestimmter polizeilicher
Aufgaben durch Dienstkräfte der Polizei vom 17. Februar 1993
(GVBl. S. 98), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. Dezem-
ber 2001 (GVBl. S. 675), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dienstkräfte im Sinne des § 5 Abs. 2 des Allgemeinen
Sicherheits- und Ordnungsgesetzes sind die Angehörigen der
Wachpolizei und die Polizeiangestellten im Sicherheits- und
Ordnungsdienst, soweit sie als Angestellte des Landes Berlin
auf Dauer bestimmte Aufgaben wahrnehmen.“

2. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Aufgaben der Überhangkräfte
in der Geschwindigkeitsüberwachung

Der Einsatz der Überhangkräfte in der Geschwindigkeitsüber-
wachung dient der Unterstützung und Entlastung der Vollzugs-
polizei bei der Wahrnehmung der Aufgaben der Verkehrsüber-

wachung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Allgemeinen Sicher-
heits- und Ordnungsgesetzes).“

3. Die §§ 5 und 5b werden aufgehoben.

4. Der bisherige § 5a wird der neue § 5.

Artikel VI

Änderung des Gesetzes
über das Verfahren der Berliner Verwaltung

Das Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung vom
8. Dezember 1976 (GVBl. S. 2735, 2898), zuletzt geändert durch
Artikel I des Gesetzes vom 2. Oktober 2003 (GVBl. S. 486), wird
wie folgt geändert:

1. In § 2b Satz 1 wird die Angabe „22b“ durch die Angabe „22b
Abs. 1 und 2“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„§ 7 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes gilt mit der Maß-
gabe, dass für Maßnahmen im Straßenverkehr auch der Polizei-
präsident in Berlin und die Bezirksämter von Berlin Vollzugs-
behörden sind.“

Artikel VII

Änderung des Berliner Straßengesetzes

Das Berliner Straßengesetz vom 13. Juli 1999 (GVBl. S. 380),
geändert durch Artikel XLVII des Gesetzes vom 16. Juli 2001
(GVBl. S. 260), wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 5 werden die Worte „der Straßenverkehrsbehörde und
der für das Verkehrswesen zuständigen Senatsverwaltung er-
teilt werden, bei der eine Informations- und Koordinierungs-
stelle (INKO-Stelle) für Straßenbaumaßnahmen im überge-
ordneten Straßennetz eingerichtet ist“ durch die Worte „der
Verkehrslenkung Berlin erteilt werden“ ersetzt.

b) In Satz 6 werden die Worte „Äußern sich die beteiligten Be-
hörden“ durch die Worte „Äußert sich die Verkehrslenkung
Berlin“ ersetzt.

2. In § 12 Abs. 8 Satz 3 werden die Worte „INKO-Stelle“ durch die
Worte „Verkehrslenkung Berlin“ ersetzt.

Artikel VIII

Änderung des Haushaltsstrukturgesetzes 1997

Artikel XVII Satz 1 des Haushaltsstrukturgesetzes 1997 vom
12. März 1997 (GVBl. S. 69), das zuletzt durch Artikel IV des Ge-
setzes vom 10. Februar 2003 (GVBl. S. 62) geändert worden ist, er-
hält folgende Fassung:

„Die für die Überwachung der bewirtschafteten Parkflächen erfor-
derlichen Ausgaben und die zu deren Deckung benötigten Einnah-
men aus Zuführungen werden in gesonderten Wirtschaftsplänen als
Anlagen zu den Bezirkshaushalten ausgewiesen.“

Artikel IX

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf den Artikeln IV und V beruhenden Teile der dort geänder-
ten Rechtsverordnungen können jeweils auf Grund der einschlägi-
gen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel X

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2004 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Gesetz
zu Artikel 10 Abs. 2 der Verfassung von Berlin

(Gleichberechtigung von Menschen
unterschiedlicher sexueller Identität)

Vom 24. Juni 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Gesetz zur Gleichberechtigung von Menschen
unterschiedlicher sexueller Identität

§ 1

Allgemeine Vorschrift, Grundsatz

Ziel dieses Gesetzes ist die Umsetzung des Gebots in Artikel 10
Abs. 2 der Verfassung von Berlin, dass niemand wegen seiner sexu-
ellen Identität benachteiligt oder bevorzugt werden darf.

§ 2

Vorschriften für die öffentliche Verwaltung
und öffentliche Betriebe

Alle Berliner Behörden sowie Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts wirken im Rahmen ihrer gesetzlichen
oder satzungsmäßigen Aufgaben aktiv auf das Erreichen des Ziels
nach § 1 hin. Das Gleiche gilt für Betriebe oder Unternehmen, die
sich mehrheitlich im Eigentum des Landes Berlin befinden.

§ 3

Privatrechtliche Unternehmen des Landes Berlin

Werden durch ein Gesetz Einrichtungen des Landes Berlin in
juristische Personen des privaten Rechts umgewandelt, so sollen
Maßnahmen zur Gleichberechtigung von Menschen unterschied-
licher sexueller Identität entsprechend den Regelungen dieses Ge-
setzes im Gesetz vorgesehen werden.

Artikel II

Änderung von Gesetzen

§ 1

Änderung des Gesetzes zur Ausführung
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
in der Fassung vom 27. April 2001 (GVBl. S. 134), geändert durch
Artikel II des Gesetzes vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 217), wird wie
folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Dies gilt auch für den Umgang mit Menschen unterschiedlicher
sexueller Identität.“

2. In § 6 Abs. 3 Nr. 4 wird der Punkt durch das Wort „sowie“ er-
setzt und folgende Nummer 5 angefügt:

„5. Offenheit und Akzeptanz gegenüber der Lebensweise aller
Menschen unabhängig von ihrer sexuellen Identität auszu-
bilden und zu fördern.“

§ 2

Änderung des Landesbeamtengesetzes

In § 12 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung vom
19. Mai 2003 (GVBl. S. 202), das zuletzt durch Gesetz vom 9. März

2004 (GVBl. S. 109) geändert worden ist, werden nach dem Wort
„Geschlecht,“ die Worte „sexuelle Identität,“ eingefügt.

§ 3
Änderung des Personalvertretungsgesetzes

Das Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom 14. Juli 1994
(GVBl. S. 337, 1995 S. 24), zuletzt geändert durch Artikel II des Ge-
setzes vom 25. Februar 2004 (GVBl. S. 95), wird wie folgt geändert:
1. In § 71 Abs. 1 werden nach dem Wort „Geschlecht,“ die Worte

„sexueller Identität,“ eingefügt.
2. In § 72 Abs. 1 Nr. 9 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und

folgende Nummer 10 angefügt:
„10. die Akzeptanz gegenüber Menschen unterschiedlicher

sexueller Identität zu fördern und darauf hinzuwirken, dass
Benachteiligungen von weiblichen und männlichen Homo-
sexuellen, Bisexuellen und Transsexuellen abgebaut wer-
den.“

§ 4
Änderung des Berliner Hochschulgesetzes

§ 44 Abs. 1 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung vom
13. Februar 2003 (GVBl. S. 82), das durch Artikel II des Gesetzes
vom 27. Mai 2003 (GVBl. S. 185) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:
1. Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nummer 3 eingefügt:
„3. sich so zu verhalten, dass niemand wegen seines Ge-

schlechts, seiner sexuellen Identität, seiner Rasse, eth-
nischen Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer
Behinderung oder seines Alters benachteiligt wird,“.

b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.
2. In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 1 und 2“ durch die Angabe „Nr. 1

bis 3“ ersetzt.

§ 5
Änderung des Berliner Richtergesetzes

In § 13 Abs. 2 Satz 2 des Berliner Richtergesetzes in der Fassung
vom 27. April 1970 (GVBl. S. 642, 1638), das zuletzt durch Gesetz
vom 25. März 2004 (GVBl. S. 136) geändert worden ist, werden
nach dem Wort „Geschlecht,“ die Worte „sexuelle Identität,“ einge-
fügt.

Artikel III
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Erstes Gesetz
zur Änderung des Rettungsdienstgesetzes

Vom 24. Juni 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Änderung des Rettungsdienstgesetzes

Das Rettungsdienstgesetz vom 8. Juli 1993 (GVBl. S. 313), geän-
dert durch Artikel XXVIII des Gesetzes vom 16. Juli 2001 (GVBl.
S. 260), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 Einsatzlenkung“.

b) Nach § 8 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 8a Beirat für den Rettungsdienst“.

c) Die Überschrift zu Teil 3 wird wie folgt gefasst:

„Rettungsdienst mit Krankenkraftwagen und Notarzteinsatz-
fahrzeugen“.

d) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:

„Krankenkraftwagen, Notarzteinsatzfahrzeuge und ihre Be-
setzung“.

e) Die Überschrift zu Teil 5 wird wie folgt gefasst:

„Finanzierung des Rettungsdienstes“.

2. In § 2 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Zur Notfallrettung gehören auch die medizinisch keinen
Aufschub duldende Beförderung von Notfallpatienten aus einer
Gesundheitseinrichtung zur Weiterversorgung in eine gesund-
heitliche Spezialeinrichtung unter fachgerechter Betreuung ein-
schließlich der Erhaltung und Überwachung der lebenswich-
tigen Körperfunktionen sowie die Durchführung der sonstigen
Verlegungstransporte von Notfallpatienten.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „diese Aufgabe“ durch die
Worte „Aufgaben der Notfallrettung“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte „Die Aufgabe der Notfallret-
tung kann“ durch die Worte „Sie können“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Berliner Feuerwehr übernimmt die Aufgaben des
Krankentransports nur, wenn und soweit die in Satz 1
genannten Aufgabenträger dazu nicht bereit oder in der
Lage sind.“

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die ärztliche Betreuung von Notfallpatienten soll in
der Regel durch Notärzte und Notärztinnen sichergestellt
werden, die in Krankenhäusern tätig sind. Die im Notarzt-
dienst eingesetzten Ärzte und Ärztinnen müssen über spe-
zielle notfallmedizinische Kenntnisse und Fähigkeiten sowie
über mehrjährige klinische Erfahrungen verfügen. Dies gilt
auch dann, wenn sie für Hilfsorganisationen oder private Ein-
richtungen tätig sind, denen gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 oder 3
einzelne Aufgaben der Notfallrettung mit Notärzten und
Notärztinnen übertragen worden sind. Über die Art der fach-
gerechten medizinischen Betreuung bei den sonstigen Ver-
legungstransporten von Notfallpatienten im Sinne des § 2
Abs. 2 Satz 3 entscheidet die abgebende Gesundheitseinrich-
tung. Zur Unterstützung des Notarztdienstes bei besonderen

Schadenslagen werden von den Krankenhäusern, die am
Notarztdienst beteiligt sind, ärztliche Einsatztrupps vorgehal-
ten.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die für den Rettungsdienst zuständige Senatsverwal-
tung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für das Ge-
sundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung Regelungen
über die Organisation, die Durchführung, die Qualitäts- und
Ausstattungsstandards sowie die Finanzierung des Notarzt-
dienstes durch Rechtsverordnung zu treffen. Die Rechtsver-
ordnung soll auch Regelungen zu den Aufgaben, den Befug-
nissen und der fachlichen Qualifikation der Notärzte und
Notärztinnen und Leitenden Notärzte und Leitenden Notärz-
tinnen sowie über die Einrichtung und den Einsatz von ärzt-
lichen Einsatztrupps enthalten. Der Beirat für den Rettungs-
dienst ist zu beteiligen.“

5. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Einsatzlenkung

(1) Die Einsätze der Notfallrettung werden von der Leitstelle
der Berliner Feuerwehr gelenkt.

(2) Für die Lenkung der Einsätze des Krankentransportes
kann eine Krankentransportleitstelle eingerichtet und betrieben
werden. Sie kann mit der Leitstelle der Berliner Feuerwehr
räumlich und technisch verbunden werden. Die Kosten für die
Erstausstattung der Arbeitsplätze in der Krankentransportleit-
stelle werden nach Maßgabe des Haushaltsplanes vom Land
Berlin getragen.

(3) Mit Zustimmung der Träger der Krankentransportleitstelle
kann sich die Kassenärztliche Vereinigung Berlin zur Steuerung
der Einsätze des Kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes der
Krankentransportleitstelle anschließen.“

6. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:

„§ 8a

Beirat für den Rettungsdienst

(1) Bei der für den Rettungsdienst zuständigen Senatsverwal-
tung wird im Einvernehmen mit der für das Gesundheitswesen
zuständigen Senatsverwaltung ein Beirat für den Rettungsdienst
gebildet. Dem Beirat sollen insbesondere Vertreter der Landes-
verbände der Krankenkassen sowie der Verbände der Ersatzkas-
sen und der privaten Krankenversicherungen, der Ärztekammer
Berlin, der in Berlin tätigen Notärzte und Notärztinnen, der Kas-
senärztlichen Vereinigung Berlin, der Aufgabenträger im boden-
gebundenen Rettungsdienst sowie der im Rettungsdienst mit
Luftfahrzeugen und in der Wasserrettung tätigen Aufgabenträger
angehören. Das für den Rettungsdienst zuständige Senatsmit-
glied oder eine von ihm beauftragte Person führt den Vorsitz.
Weitere fachkundige Personen können zu den Sitzungen hinzu-
gezogen werden.

(2) Aufgabe des Beirates ist es, das für den Rettungsdienst zu-
ständige Senatsmitglied in grundsätzlichen Fragen einer leis-
tungsfähigen, fachgerechten und wirtschaftlichen Durchführung
des Rettungsdienstes zu beraten.

(3) Die Mitglieder des Beirates und ihre Stellvertreter werden
auf Vorschlag der entsendenden Einrichtungen von dem für den
Rettungsdienst zuständigen Senatsmitglied für die Dauer von
fünf Jahren berufen. Die Mitglieder und ihre Stellvertreter neh-
men ihre Aufgabe ehrenamtlich wahr. Die Verordnung zur
Durchführung des Gesetzes über die Entschädigung der Mit-
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glieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürger-
deputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen in der
Fassung vom 29. Mai 1979 (GVBl. S. 826), zuletzt geändert
durch Artikel X der Verordnung vom 29. Mai 2001 (GVBl.
S. 165), findet keine Anwendung.

(4) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zu-
stimmung der für den Rettungsdienst zuständigen Senatsverwal-
tung bedarf. Der oder die Vorsitzende beruft den Beirat mindes-
tens einmal jährlich und bei Bedarf sowie auf Verlangen eines
Drittels seiner Mitglieder ein.“

7. Die Überschrift zu Teil 3 wird wie folgt gefasst:

„Rettungsdienst mit Krankenkraftwagen und Notarzteinsatz-
fahrzeugen“.

8. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Krankenkraftwagen, Notarzteinsatzfahrzeuge und ihre Be-
setzung“.

b) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

„(1) Für die Notfallrettung und den Krankentransport sind
Krankenkraftwagen (Notarzt-, Rettungs- und Krankentrans-
portwagen) einzusetzen. Krankenkraftwagen sind Fahrzeuge,
die für Notfallrettung und Krankentransport besonders einge-
richtet sind. Notarzteinsatzfahrzeuge sind Fahrzeuge mit be-
sonderer Ausstattung und spezieller medizinischer Ausrüs-
tung zum Transport des Notarztes oder der Notärztin an den
Einsatzort. Im Fahrzeugschein als solche anerkannte Kran-
kenkraftwagen und Notarzteinsatzfahrzeuge müssen in ihrer
Ausstattung, Ausrüstung und Wartung den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik entsprechen. Für die Notfallret-
tung müssen sie dem Stand der Notfallmedizin entsprechen.

(2) Krankenkraftwagen sind im Einsatz mit zwei fachlich
geeigneten Personen, Notarzteinsatzfahrzeuge mit einer
fachlich geeigneten Person zu besetzen. Notarztwagen und
Notarzteinsatzfahrzeuge müssen zusätzlich mit einem Arzt
oder einer Ärztin besetzt sein, deren Qualifikation sich nach
§ 7 Abs. 1 und 3 bestimmt.

(3) Bei der Notfallrettung hat mindestens ein Rettungsas-
sistent oder eine Rettungsassistentin und beim Krankentrans-
port hat mindestens ein Rettungssanitäter oder eine Rettungs-
sanitäterin im Sinne des § 8 Abs. 2 des Rettungsassistenten-
gesetzes vom 10. Juli 1989 (BGBl. I S. 1384), das zuletzt
durch Artikel 27 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung den Patienten zu betreuen.“

9. In § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Wird ein Krankentransportwagen verkauft oder dauerhaft
stillgelegt, erlischt die nach Absatz 2 erteilte Genehmigung. Die
Genehmigungsurkunde ist zurückzugeben.“

10. § 12 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 BOKraft gilt mit der Maßgabe, dass auf Krankenkraftwagen
eingesetzte Mitarbeiter auch dann ihre Tätigkeit nicht ausüben
dürfen, wenn sie oder Angehörige ihrer häuslichen Gemein-
schaft krankheitsverdächtig, ansteckungsverdächtig oder Aus-
scheider im Sinne von § 2 des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 12 des
Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind.“

11. § 13 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Verordnung über den Zugang
zum Beruf des Straßenpersonenverkehrsunternehmers (Be-
rufszugangs-Verordnung PBefG) vom 9. April 1991 (BGBl. I
S. 896)“ durch die Worte „Berufszugangsverordnung für den
Straßenpersonenverkehr vom 15. Juni 2000 (BGBl. I S. 851)“
ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Berufszugangs-Verordnung
PBefG“ durch die Worte „der Berufszugangsverordnung für
den Straßenpersonenverkehr“ ersetzt.

12. In § 14 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:
„(3) Die Landesverbände der Krankenkassen sowie die Ver-

bände der Ersatzkassen und der privaten Krankenversicherun-
gen sind berechtigt, bei den Unternehmen die Einhaltung der im
Genehmigungsbescheid genannten Anforderungen an das einge-
setzte Personal sowie die technische und medizinische Ausstat-
tung der Krankentransportwagen zu prüfen. Das Unternehmen
hat hierzu den Verbänden der Krankenkassen oder den von ihnen
beauftragten Personen Unterlagen bereitzustellen, Auskünfte zu
erteilen und auf Verlangen Zutritt zu den Betriebsstätten zu ge-
währen, soweit dies für die Durchführung der Prüfung erforder-
lich ist. § 15 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

(4) Das Verfahren bei der Prüfung soll durch die Beteiligten
einvernehmlich geregelt werden. Können sich die Beteiligten
nicht einigen, findet die Schiedsstellenregelung des § 21 entspre-
chende Anwendung.“

13. Die Überschrift zu Teil 5 wird wie folgt gefasst:

„Finanzierung des Rettungsdienstes“.
14. Die §§ 20 und 21 werden wie folgt gefasst:

„§ 20
Gebühren

(1) Für Einsätze und bei ungerechtfertigten Alarmierungen
der Berliner Feuerwehr in der Notfallrettung werden Gebühren
nach Maßgabe des Gesetzes über Gebühren und Beiträge vom
22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), zuletzt geändert durch Artikel II
§ 6 Abs. 1 des Gesetzes vom 15. April 1996 (GVBl. S. 126), in
der jeweils geltenden Fassung erhoben. Entsprechendes gilt,
wenn die Berliner Feuerwehr Krankentransporte durchführt. Bei
der Festsetzung der Gebührenhöhe sind Investitionskosten und
Kosten der Reservevorhaltung nicht zu berücksichtigen, die
durch eine über die Sicherstellung der Leistungen des Rettungs-
dienstes hinausgehende öffentliche Aufgabe der Berliner Feuer-
wehr bedingt sind. Die zuständige Senatsverwaltung setzt die
Gebühren im Einvernehmen mit der für die Sozialversicherung
zuständigen Senatsverwaltung fest. Die Berliner Feuerwehr
weist hierzu ihre Kosten auf der Grundlage der Kosten- und
Leistungsrechnung aus.

(2) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung über die Gebühren
sind den Landesverbänden der Krankenkassen sowie den Ver-
bänden der Ersatzkassen und der privaten Krankenversicherun-
gen die der Gebührenberechnung zugrunde liegenden Daten der
Kosten- und Leistungsrechnung zur Stellungnahme innerhalb
von drei Monaten zuzuleiten. Die Zustimmung der Verbände
über die Höhe der Gebühren ist anzustreben.

§ 21
Entgelte

(1) Für die Durchführung der Aufgaben des Rettungsdienstes,
die nicht von der Berliner Feuerwehr wahrgenommen werden,
werden Entgelte erhoben. Die Höhe der Entgelte wird jeweils
zwischen den Aufgabenträgern und den Landesverbänden der
Krankenkassen sowie den Verbänden der Ersatzkassen und der
privaten Krankenversicherungen vereinbart. Dabei sind die
Kosten zugrunde zu legen, die einer sparsamen und wirtschaft-
lichen Betriebsführung unter Gewährleistung der Leistungs-
fähigkeit entsprechen. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, insbesondere § 133 Abs. 1
Satz 1 und 2, unberührt. Die Vereinbarung ist der für den Ret-
tungsdienst zuständigen Senatsverwaltung von dem jeweiligen
Aufgabenträger anzuzeigen.

(2) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 Satz 2 innerhalb
von drei Monaten, nachdem eine Vertragspartei schriftlich zur
Verhandlungsaufnahme aufgefordert hat, nicht zustande, können
die Parteien ein Schiedsverfahren einleiten. Die Schiedsstelle
versucht, eine Einigung zwischen den Beteiligten über den In-
halt der Vereinbarung herbeizuführen. Kommt eine Einigung
nicht zustande, setzt die Schiedsstelle die Entgelte spätestens
zwei Monate nach Bildung der Schiedsstelle fest.

(3) Die Schiedsstelle besteht aus einem unparteiischen vorsit-
zenden Mitglied mit der Befähigung zum Richteramt sowie aus
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bis zu fünf jeweils von den Aufgabenträgern und den Kostenträ-
gern nach Absatz 1 Satz 2 entsandten Mitgliedern. Die Beset-
zung der Schiedsstelle richtet sich nach dem Verhandlungsge-
genstand; die Mitglieder werden spätestens innerhalb von vier
Wochen nach Einleitung des Schiedsverfahrens von den an der
einzelnen Verhandlung nach Absatz 1 Satz 2 beteiligten Aufga-
benträgern und Kostenträgern benannt. Das vorsitzende Mit-
glied wird einvernehmlich von den Mitgliedern der Schiedsstelle
bestimmt. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet
das Los.

(4) Die Schiedsstelle wird auf schriftlichen Antrag einer der
Parteien tätig. Sie entscheidet durch Verwaltungsakt. Vor Erhe-
bung der verwaltungsgerichtlichen Klage gegen die Entschei-
dung bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren. Die
Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Die Schiedsstelle ist
fähig, an Verwaltungsgerichtsverfahren beteiligt zu sein.

(5) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind bei Ausübung ihres
Amtes an Weisungen nicht gebunden.

(6) Die Kosten der Schiedsstelle sind Kosten des Rettungs-
dienstes. Die an dem konkreten Schiedsverfahren Beteiligten
tragen die Kosten zu gleichen Teilen.

(7) Die für den Rettungsdienst zuständige Senatsverwaltung
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
der für die Sozialversicherung zuständigen Senatsverwaltung
Regelungen über die Bildung der Schiedsstelle, die Anzahl ihrer
Mitglieder in Abhängigkeit vom Verhandlungsgegenstand, die
Bestellung und die Abberufung, die Amtsführung, die Erstattung
der baren Auslagen und die Entschädigung für Zeitaufwand der
Mitglieder der Schiedsstelle, die Rechtsaufsicht, die Geschäfts-
führung, das Verfahren, die Erhebung und die Höhe der Gebüh-
ren sowie die Verteilung der Kosten zu treffen.“

15. § 22 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. entgegen § 12 Abs. 1 in Verbindung mit
a) § 17 Abs. 4 des Personenbeförderungsgesetzes die Ge-

nehmigungsurkunde oder eine gekürzte amtliche Ausfer-
tigung während der Fahrt nicht mitführt und auf Verlan-
gen den zuständigen Personen nicht zur Prüfung aushän-
digt,

b) § 54 a Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes die
Auskunft nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht
fristgemäß erteilt, die Bücher oder Geschäftspapiere
nicht vollständig oder nicht fristgemäß vorlegt oder die
Duldung von Prüfungen verweigert;“.

16. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Bis zur erstmaligen Vereinbarung oder Festsetzung

von Entgelten nach § 21 gelten für deren Höhe die jeweils
zwischen den Aufgabenträgern und den Landesverbänden
der Krankenkassen sowie den Verbänden der Ersatzkassen
und der privaten Krankenversicherungen zuletzt bestehenden
Entgeltregelungen weiter. Für Leistungen, für die bisher Ge-
bühren festgesetzt wurden und für die zukünftig Entgelte
nach § 21 vereinbart oder festgesetzt werden, gelten bis zur
erstmaligen Vereinbarung oder Festsetzung die Gebühren in
der bisherigen Höhe als Entgelte fort.“

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 7

Abs. 3 Satz 1 sind die insoweit maßgeblichen Verwaltungs-
vorschriften weiter anzuwenden.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre X – 123 / 32

im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Zehlendorf
Vom 27. April 2004

Auf Grund des § 16 Abs. 1 und des § 17 Abs. 1 Satz 3 des Bau-
gesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. I
S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850/2852), in Verbindung
mit § 13 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs
(AG BauGB) in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578)
wird verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 4. März 2003 (GVBl. S. 255) erlasse-

ne Veränderungssperre X – 123 / 32 wird um ein Jahr bis zum Ablauf
des 29. Juli 2005 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber
dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin geltend machen; der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach
§ 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Geset-
zes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung die-
ser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. April 2004

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

W e b e r S t ä g l i n

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat


